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 Beschluss       

 Wahl       

 Kenntnisnahme       

 
 

Vorlagen Nr.  01/007/2015/1 

öffentlich 
 
 

Fachbereich: Büro des Landrats 

Bearbeiter/in: Denise Brauer  

Datum: 10.09.2015 

Az.: 01-2 

 

Beratungsfolge Termine Art der Entscheidung 
 
Kreisausschuss 
 

 
 21.09.2015 
 

 
Vorberatung 

 
Kreistag 
 

 
 28.09.2015 
 

 
Beschluss 

 
 

Neufassung der Geschäftsordnung des Kreistages des Kreises Mettmann 

 
Finanzielle Auswirkung  ja  nein  noch nicht zu übersehen 
 

Personelle Auswirkung  ja  nein  noch nicht zu übersehen 
 

Organisatorische Auswirkung  ja  nein  noch nicht zu übersehen 
 

 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Aufgrund der §§ 32 Abs. 2, 33 Abs. 1, 2 und 4, 35 Abs. 1, 36 Abs. 2 und 3 sowie 40 Abs. 4 der 
Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen – KrO NRW - in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 270), zuletzt geändert durch Gesetz vom 09. April 
2013 (GV NRW S. 194) beschließt der Kreistag die als Anlage 2 beigefügte Neufassung der 
Geschäftsordnung des Kreistages. 
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Fachbereich: Büro des Landrats 

Bearbeiter/in: Denise Brauer 

Datum: 10.09.2015 

Az.: 01-2 

 
 

Neufassung der Geschäftsordnung des Kreistages des Kreises Mettmann 

 
 
Ergebnis der Beratungen im Kreisausschuss vom 15.06.2015 und der Interfraktionellen 
Runde vom 03.09.2015: 
 
Der Tagesordnungspunkt wurde in der Sitzung des Kreisausschusses vom 15.06.2015 abge-
setzt. Interfraktionell wurde vereinbart, die Beschlussfassung über die Änderung der Ge-
schäftsordnung in die Sitzungen des Kreisausschusses und Kreistages im 3. Quartal zu ver-
schieben. Vorschläge der Fraktionen und Gruppen sollen im Vorfeld an das Kreistagsbüro 
gerichtet werden.  
 
In der Interfraktionellen Runde vom 03.09.2015 wurden einige Änderungs- bzw. Ergänzungs-
wünsche seitens der Fraktionen und Gruppen beraten. Die Vorschläge wurden durch die Ver-
waltung geprüft und (mit der Ausnahme von Punkt 4) in die Synopse und den neuen Entwurf 
der Geschäftsordnung (s. Anlagen) eingefügt. Im Genauen wurden folgende Vorschläge bera-
ten: 
 

1. Öffentlichkeit von Kreistagssitzungen (§ 9 GeschO)  
Vorschlag der CDU-Fraktion 
Die im Kreisgebiet erscheinenden Medien sollen mit den Hinweisen auf Sitzungen 
ebenfalls die Tagesordnung erhalten. 
 
 

2. Fraktionen / Gruppen (§ 10 GeschO)  
Vorschlag der Fraktion UWG-ME 
Korrektur eines grammatikalischen Fehlers in Absatz 4. Es muss Gruppe (und nicht 
Gruppen) heißen. 
 
 

3. Behandlung von Vorlagen und Anträgen (§ 11 GeschO)   
Vorschlag der FDP-Fraktion 
§ 11 Abs. 2 der Geschäftsordnung wird um das Wort „Gruppen“ erweitert. Das Recht 
steht bereits jedem Kreistagsmitglied zu, sodass eine Ausweitung auch auf Gruppen 
lediglich auf die Anpassung der tatsächlichen Zusammensetzung des Kreistages ab-
zielt.   
 

4. Behandlung von Vorlagen und Anträgen (§ 11 GeschO)   
Vorschlag der FDP-Fraktion 
Es wird gewünscht eine Regelung aufzunehmen, die darlegt, dass Einzelmitglieder 
bzw. Gruppen auch Anträge in Ausschüssen, denen sie nicht angehören, stellen dür-
fen.  
 
Anmerkung der Verwaltung: 
Die Aufnahme einer solchen Regelung in der Geschäftsordnung wird als entbehrlich 
angesehen, da in § 41 Abs. 3 Satz 6 KrO NRW einem Kreistagsmitglied, welches ei-
nen Antrag für einen Ausschuss, dem es nicht angehört, stellt, das Recht zugespro-
chen wird, sich an der Beratung zu beteiligen. Dies setzt das Recht, einen solchen An-
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trag überhaupt stellen zu dürfen, voraus. Eine Aufnahme in die Geschäftsordnung 
würde lediglich eine Wiedergabe des geltenden Rechtes der KrO NRW bedeuten. 

 
 

5. Fragerecht von Einwohnern (§ 14 GeschO)  
Vorschlag der CDU-Fraktion 
Fragen von Einwohnern, die sich auf einen bestehenden Punkt der Tagesordnung be-
ziehen, sollen im Rahmen des entsprechenden Tagesordnungspunktes beantwortet 
werden.  
 
Anmerkung der Verwaltung: 
Im Hinblick auf eine ganzheitliche Beratung eines Punktes der Tagesordnung wäre die 
Integration der Einwohnerfrage in den Tagesordnungspunkt sinnvoll. Jedoch besitzt 
die Einwohnerfragestunde einen eigenständigen, in sich geschlossenen Charakter. So 
sind Diskussionen zwischen Kreistag und Einwohnern ebenso unzulässig wie Be-
schlüsse des Kreistages im Rahmen von Fragestunden (vgl. Kommentar Held/ Winkel/ 
Wansleben, Kommunalverfassungsrecht Nordrhein-Westfalen, Band 2, § 33, Erl. 6). 
Aus diesem Grunde ist eine klare Trennung der Einwohnerfragestunde und der Bera-
tung des entsprechenden Tagesordnungspunktes erforderlich. Verfahrenstechnisch 
bedeutet dies, dass wenn eine Einwohnerfrage zu einem bestehenden Tagesord-
nungspunkt gestellt wird, diese zu Beginn des entsprechenden Tagesordnungspunktes 
vor dem Eintritt in die Beratung beantwortet werden würde.  

 
 

6. Persönliche Erklärungen (§ 19 GeschO) 
Vorschlag der CDU-Fraktion 
Es soll festgehalten werden, dass persönliche Erklärungen nach Schluss der Ausspra-
che stattfinden. Außerdem soll aufgenommen werden, dass die Äußerungen nicht zur 
Sache sein dürfen. Persönliche Erklärungen sollen die Möglichkeit bieten, die Aussa-
gen, die während der Aussprache gegen das entsprechende Mitglied gerichtet wurden, 
zurückzuweisen oder erkennbar gewordene Missverständnisse früherer Ausführungen 
richtigzustellen. 

 
 
_________________________________________________________________________ 
 
Anlass der Vorlage: 
 
Im Zuge der Nachbereitung von Kreistagssitzungen wurde der Wunsch geäußert, die in der 
Geschäftsordnung des Kreistages enthaltenen Regelungen zur Einwohnerfragestunde zu 
überprüfen. Die derzeitigen Vorgaben werden als zu starr empfunden und in der Praxis nicht 
in aller Konsequenz angewandt.  
 
Im Zuge dieser Modifikationen wurden alle Geschäftsordnungsregelungen auf den Prüfstand 
gestellt. Ziel war eine Anpassung an die tatsächliche Zusammensetzung des Kreistages sowie 
überholte und selbstverständliche Vorschriften der Geschäftsordnung auf das notwendige 
Maß zurückzuführen. 
 
 
Sachverhaltsdarstellung 
 
Die vorgeschlagenen Änderungen/Ergänzungen ergeben sich aus der als Anlage 1 beigefüg-
ten Synopse.  
 
Zahlreiche Modifikationen beruhen auf der Anpassung der Geschäftsordnung an die tatsächli-
che Zusammensetzung des Kreistages. Seit den letzten Kommunalwahlen sind im Kreistag 
nicht mehr ausschließlich Fraktionen, sondern auch Gruppen vertreten. Die meisten Ge-
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schäftsordnungsregelungen beschränken sich derzeit jedoch auf Fraktionen, so dass hier An-
passungsbedarf gesehen wird.  
 
 
Zudem werden folgende Änderungen vorgeschlagen: 
 
Tagesordnung (§ 6 GeschO) 
 
Die Vorgabe, dass Anfragen immer ans Ende des öffentlichen bzw. nichtöffentlichen Teils 
einer Tagesordnung gestellt werden sollen, scheint entbehrlich. Die Tagesordnung wird für 
den Kreistag und Kreisausschuss vom Landrat und für die Fachausschüsse von den jeweili-
gen Ausschussvorsitzenden festgesetzt. Hier eine starre Regelung über die Platzierung von 
Anfragen vorzugeben ist unnötig. Es besteht in der Regel das Bemühen, die Tagesordnungs-
punkte in einer sinnvolle Beratungsreihenfolge zu bringen. So kann es zielführender sein, eine 
Anfrage an eine andere Stelle als ans Ende der Tagesordnung aufzunehmen.  
 
Hiervon unberührt ist die Regelung, dass Anfragen und Anträge aus den Fraktionen und 
Gruppen, die auf eine Erweiterung der Tagesordnung abzielen, weiterhin unter dem Punkt 
„Nachträge“ aufgenommen werden. Nur so kann eine Verschiebung der Tagesordnungspunk-
te, die wiederum zu größeren Unsicherheiten bei den Sitzungsteilnehmern führen würde, ver-
hindert werden.  
 
 
Öffentlichkeit der Kreistagessitzungen (§ 9 GeschO) 
 
Seit der Einführung des Kreistagsinformationssystem wird auf die postalische Übersendung 
der Einladungen und Vorlagen zu Sitzungen des Kreistages, des Kreisausschusses und der 
Fachausschüsse verzichtet. Die Medienvertreter erhalten bei der Einstellung neuer Sitzungs-
unterlagen einen Hinweis auf die Neueinstellung und einen Link, der unmittelbar zur jeweiligen 
Einladung und den Vorlagen führt. 
 
Zudem erscheint im Kreisgebiet neben den Tageszeitungen auch eine Onlinezeitung. Neben 
diesen Pressevertretern erhalten auch Hörfunkvertreter die entsprechenden Hinweise auf Sit-
zungen.  
 
 
Die derzeitige Unterstreichung des Wortes „Missbilligung“ beruht auf einem Formatierungsfeh-
ler und stellt keine inhaltliche Änderung dar.  
 
 
Fraktionen /Gruppen (§ 10 GeschO) 
 
In den Paragraphen zu Fraktionen sollten auch Regelungen für Gruppen aufgenommen wer-
den.  
 
Zudem wird empfohlen, den Passus, dass der Kreistag den Fraktionsstatus unter bestimmten 
Voraussetzungen entziehen kann, zu streichen. Nach den Regelungen und der Kommentie-
rung zur Kreisordnung sind Überlegungen, dass Fraktionen ohne Statut nicht existieren kön-
nen, nicht gesetzeskonform. Eine Fraktion besteht vielmehr bereits mit Erfüllen der 
Legaldefinition. Die Verpflichtung zum Erlass eines Statuts müsste im Zweifel im Wege eines 
Organstreitverfahrens durchgesetzt werden.  
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Behandlung von Vorlagen und Anträgen (§ 11 GeschO) 
 
Die Regelung zur Form der Übersendung findet sich in § 1 Abs. 4 der Geschäftsordnung, 
nicht in Absatz 3, so dass der Verweis bei der Übersendung von Anträgen sich ebenfalls auf 
diesen Absatz beziehen müsste. 
 
Die derzeitige Regelung zur Einbringung von Anträgen zu bestehenden Tagesordnungspunk-
ten schließt sachkundige Bürger und Einwohner aus. Hier sollte die Geschäftsordnung um 
„dem Ausschuss angehörende Mitglieder“ ergänzt werden. Gerade kleine Fraktionen sind 
häufig mit sachkundigen Bürgern, nicht mit Kreistagsmitgliedern in Ausschüssen vertreten. 
Sachkundige Einwohner hätten so ebenfalls keinerlei Möglichkeiten, Änderungsanträge zu 
bestehenden Tagesordnungpunkten einzubringen. 
 
Hiervon unberührt bleiben die Regelungen zu Anträgen auf Erweiterung der Tagesordnung.  
 
 
Anfragen (§ 13 GeschO) 
 
Anfragen werden – wenn sie frühzeitig vorliegen – an alle Ausschussmitglieder verschickt 
oder liegen – wenn sie erst kurzfristig eingehen – am Tag der Ausschusssitzung an den Plät-
zen aus. Die Regelung, dass Anfragen durch den Fragesteller zu verlesen sind, wird nicht 
angewandt und ist entbehrlich. Das Fordern einer Begründung von Anfragen ist ebenfalls 
nicht sinnvoll, so dass vorgeschlagen wird, den gesamten 3. Absatz zu streichen.  
 
Für den Fall, dass dem Vorschlag zur Modifikation des § 6 der Geschäftsordnung zur Platzie-
rung von Anfragen in der Tagesordnung gefolgt wird, müsste die gleichlautende Regelung in § 
13 der Geschäftsordnung ebenfalls gestrichen werden.  
 
 
Fragerecht von Einwohnern (§ 14 GeschO) 
 
Die derzeitigen Regelungen zur Einwohnerfragestunde werden als sehr starr und „abweisend“ 
empfunden. Hier eine bürgerfreundlichere Handhabung zu finden, war Auslöser der Überprü-
fung aller Geschäftsordnungsregelungen.  
 
Es wird vorgeschlagen, die Beschränkung des Fragerechts auf Themen außerhalb der Ta-
gesordnung genauso aufzugeben wie die Verpflichtung zum vorherigen Einreichen der Fra-
gen. Fragen ergeben sich naturgemäß eher zu Themen der Tagesordnung als zu völlig ande-
ren Bereichen. Können spontan entstehende Fragen adhoc durch die Verwaltung beantwortet 
werden, ist die Forderung des vorherigen Einreichens der Fragen nicht sinnvoll. Für den Fall, 
dass Fragen nicht in der Sitzung beantwortet werden können, sieht die Geschäftsordnung 
bereits entsprechende Regelungen zur schriftlichen Beantwortung vor.  
 
 
Unterbrechung und Aufhebung der Sitzung (§ 18 GeschO) 
 
Hier wird lediglich die Korrektur eines Rechtschreibfehlers vorgeschlagen.  
 
 
Anlage 
 

- Synopse zu den Vorschlägen zur Anpassung der Geschäftsordnung des Kreistages 
- Entwurf einer Neufassung der Geschäftsordnung 
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